
Stand: 03.01.2017 
Institut für Kurortmedizin und

Gesundheitsförderung (IKOM)

Münchner Str. 5

97688 Bad Kissingen

Antragsformular für das Förderprogramm 
- Maßnahmen zur Steigerung der medizinischen Qualität 
in den bayerischen hochprädikatisierten Kurorten und Heilbädern sowie anerkannten Heilquellen- und Moorkurbetrieben -

- Nur für Infrastrukturmaßnahmen von Unternehmen gem. FRL Nr. 1.3.2 -
(Für Körperschaften des öffentlichen Rechts und sonstige Institutionen 
stehen gesonderte Antragsformulare zur Verfügung.)
Förderprogramm des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege 
(vormals: Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit)

Hinweise zum Ausfüllen

Dieses Antragsformular für Ihren Projektantrag soll Ihnen helfen, Ihr Vorhaben klar zu strukturieren und zu kommunizieren. Viele Fragen lassen sich durch einfaches „Ankreuzen“ beantworten. Darüber hinausgehende, projektrelevante Angaben sollten aussagekräftig, dabei kurz und prägnant gehalten werden.

1. Füllen Sie bitte das Antragsformular am Computer in den vorgesehenen Feldern voll-
     ständig aus. 

2. Senden Sie das ausgefüllte Formular als Mail-Anhang vorab mit einem eindeutigen Datei-

     namen in folgender Form
JJJJ-MM-TT_KuHeMo_Nachname_Vorname  

     an die E-Mail-Adresse:
IKOM@lgl.bayern.de

3. Drucken Sie bitte zusätzlich das ausgefüllte Formular aus und senden Sie dieses mit den 
     vom Antragsteller unterschriebenen Erklärungen A, B und C sowie allen sonstigen An-
     lagen an oben genannte Adresse.

Ihr Antrag kann erst bewertet werden, wenn die formalen Anforderungen erfüllt sind. Bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang die Antragsberechtigung gemäß FRL Nr. 1.3. 
Für Rückfragen wenden Sie sich bitte an das Institut für Kurortmedizin und 

Gesundheitsförderung, Tel.: 09131 / 6808 - 7220, E-Mail: IKOM@lgl.bayern.de.
Hinweis: Alle Angaben beziehen sich sowohl auf die männliche als auch auf die weibliche Form. 
               Zur besseren Lesbarkeit wird lediglich die männliche Form verwendet.

1. Basisinformationen zum geplanten Projekt (in Stichpunkten)
	1.1 Titel
	

	1.2 Projektort/Maßnahmeort
	

	1.3 Projektbeginn und -ende
	

	1.4 Kurzdarstellung des Projekts 
	z. B. Hintergrund, Ziele, Zielgruppe, Maßnahme, Meilensteine, Erfolgsnachweise


	1.5 Antragsteller

	       Antragsberechtigt als
	 FORMCHECKBOX 
 Unternehmen in hochprädikatisiertem Kurort/Heilbad

 FORMCHECKBOX 
 anerkannter Heilquellenbetrieb/Moorkurbetrieb 

	       Institution
	
	

	       Vorname / Name
	
	

	       Straße
	

	       PLZ / Ort
	
	

	       Telefon
	

	       Fax
	

	       E-Mail
	

	       Website
	

	       Träger
	

	1.6 Verantwortlicher Ansprechpartner (sofern vom Antragssteller abweichend)

	       Institution
	

	       Vorname / Name
	
	

	       Straße
	

	       PLZ / Ort
	
	

	       Telefon
	

	       Fax
	

	       E-Mail
	

	       Website
	

	       Träger
	

	1.7 Projektpartner aus weiteren Ein-
      richtungen 
	

	1.8 Heilverfahren
	Führen Sie im wesentlichen Heilverfahren durch?

 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 ja , folgende:       


	1.9.1 Anwendung ortsgebundener 
         Heilmittel
	Verwenden Sie ortsgebundene Heilmittel?

 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 ja , folgende(s):       


	1.9.2 Anwendung Naturheil-verfahren
	Verwenden Sie Naturheilverfahren?

 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 ja, folgende(s):       

	1.10 Abrechnung mit den Kosten-
        trägern
	 FORMCHECKBOX 
 ja           FORMCHECKBOX 
 nein

	1.11 Stellungnahme der Gemeinde 
	Liegt bereits eine Stellungnahme der Gemeinde vor?

 FORMCHECKBOX 
 ja           FORMCHECKBOX 
 nein

Stellungnahme bitte als Anlage beifügen oder nachreichen.


2. Projektbeschreibung
	2.1 Hauptziel
	Was wollen Sie mit Ihrem Projekt erreichen?



	2.2 Hauptziel/Teilziel 

	Bitte nennen Sie Meilensteine, die Sie erreichen wollen und die dazugehörigen Messmethoden/Instrumente. 



	2.3 Nutzen des Projekts/der Infra-
      strukturmaßnahme
	Inwieweit stellt Ihr Projekt/Ihre Infrastrukturmaßnahme eine Verbesserung zur Durchführung von Kuren und medizinisch geprägten Aufenthalten dar?  



	2.3.1 Ausrichtung auf medizinische
         Zukunftsthemen
	Inwieweit ist Ihr Projekt auf medizinische Zukunftsthemen ausgerichtet (z.B. Chronischer Rückenschmerz, Osteoporose, Allergie, Pflegende Angehörige, Betriebliche Gesundheitsför-derung,…)?



	2.3.2 Bezug zum ortsgebundenen
         Heilmittel oder Naturheilver-
         fahren
	Bitte beschreiben Sie den Bezug des geplanten Projekts zum ortsgebundenen Heilmittel oder Naturheilverfahren. 




	2.3.4 Medizinisch-therapeutische 
         Maßnahme
	Inwieweit dient Ihr Projekt einer medizinisch-therapeu-tischen Maßnahme?



	2.3.5 Verbesserung der medizi-
         nischen Qualität
	Wodurch dient Ihr Projekt der Verbesserung der medizi-nischen Qualität?





	2.3.6 Qualitätsentwicklung
	Besitzen Sie eine anerkannte Zertifizierung (im Sinne der medizinischen Qualität)?

 FORMCHECKBOX 
 nein
 FORMCHECKBOX 
 ja, folgende:       

	2.3.7 Hygienestandards
	Wodurch dient Ihr Projekt der Einhaltung aktueller Hygiene-standards? 

Beschreiben Sie bitte in diesem Zusammenhang die vorliegende Hygienestruktur (Hyg. Fachpersonal, Standards, …).




	2.3.8 Erweiterung des Angebots-
         spektrums
	Inwiefern dient Ihr Projekt der Unterstützung bei Neuimplementierung moderner Kur- und Heilverfahren zur Erweiterung des Angebotsspektrums?




	2.3.9 Medizinisch-technische Aus-
         stattung
	Inwieweit dient Ihr Projekt zur Modernisierung der medizinisch-technischen Ausstattung?





3. Kosten- und Finanzierungsplan

	3.1 Kosten- und Finanzierungsplan für den beantragten Förderzeitraum


Bitte verwenden Sie die am gleichen Speicherort hinterlegte Excel-Tabelle im Original und senden Sie diese als Excel-kompatible Datei ein.

Beim Klick auf die unten stehende Mustertabelle werden Sie zur Originaltabelle weitergeleitet.

[image: image1]
Bitte beachten Sie, dass

- die Fördermittel maximal 70 % der förderfähigen Ausgaben und höchstens 200.000,00 Euro
   betragen können,

- der Antragsteller/Zuwendungsempfänger einen Eigenanteil von mindestens 10% in Form von 
   Eigenmitteln zu erbringen hat, 

- die förderfähigen Ausgaben mindestens 25.000,00 Euro betragen müssen,
- nur solche Ausgaben förderfähig sind, welche nicht über die Vergütung im Rahmen der Regel-

   versorgung bereits abgegolten sind.
	3.2 Erläuterung des Kosten- und Finanzierungsplans  (Gesamtausgaben = Gesamteinnahmen)

	Personalkosten
	     

	Sachkosten
	     

	Investitionskosten
	     

	Sonstiges
	     

	Gesamtausgaben
	     

	
	

	Eigenmittel
	     

	Beteiligung Dritter *
	     

	Erwartete Erlöse
	     

	Beantragte Zuwendung des LGL
	     

	Gesamteinnahmen
	     


* Bitte geben Sie an, wer für dieses Projekt noch Mittel bereitstellt. Legen Sie ggf. die verbindliche Förderzusage dem ausgefüllten Antrag bei oder reichen Sie diese nach.
     
	3.3 Wirtschaftlichkeitsrechnung
	Bitte legen Sie Ihre Wirtschaftlichkeitsrechnung bzw. Angaben zur Höhe und zur Finanzierung der durch das Projekt ausgelösten Folgekosten (insbesondere betriebswirtschaftliche Kosten und Kapitalfolgekosten) dar.
     



4. Beantragte Unterstützung

	Eigenbeitrag
	Was bringen Sie und Ihre Partner selbst ein?

 FORMCHECKBOX 
 Ideelle Unterstützung durch 

Beschreibung: 
 FORMTEXT 

     
 FORMCHECKBOX 
 Materielle Ressourcen

Beschreibung: 
 FORMTEXT 

     
 FORMCHECKBOX 
 Personelle Ressourcen

Beschreibung: 
 FORMTEXT 

     
 FORMCHECKBOX 
 Finanzielle Ressourcen

in Euro: 
 FORMTEXT 

     
 FORMCHECKBOX 
 Erlöse und Zuwendungen aus dem Projekt

in Euro: 
 FORMTEXT 

     


5. Datenschutz und ethische Aspekte
	6.1 Datenschutz
	Sind in Ihrem Vorhaben datenschutzrechtliche Aspekte zu berücksichtigen?

 FORMCHECKBOX 
 Es werden keine personenbezogenen Daten gesammelt, 
     gespeichert oder verarbeitet. 
 FORMCHECKBOX 
 Es werden personenbezogene Daten erhoben, gespei-
     chert oder verarbeitet. 
Handelt es sich dabei um Gesundheitsdaten als besonders sensible Daten?

 FORMCHECKBOX 
 nein      FORMCHECKBOX 
 ja, folgende 

     
Bitte beschreiben Sie kurz, wie Sie den Datenschutz gewährleisten: 

     
(  FORMCHECKBOX 
 Das schriftliche Einverständnis der Projektteilnehmer,
          Erziehungsberechtigten bzw. Vormund wird eingeholt.
(  FORMCHECKBOX 
 Die Stellungnahme des Datenschutzverantwortlichen
          wird (noch) eingeholt.
(  FORMCHECKBOX 
 Die Stellungnahme des Datenschutzverantwortlichen
          liegt bereits vor.

Die Stellungnahme bitte dem Antrag beilegen bzw. nachreichen!



	6.2 Ethische Aspekte
	Welche Aspekte Ihres Vorhabens sind ethisch möglicherweise problematisch?

 FORMCHECKBOX 
 Es liegen keine ethisch problematischen Sachverhalte vor.

 FORMCHECKBOX 
 Einer oder mehrere der Antragsteller ziehen einen persön-
     lichen finanziellen Nutzen aus dem Vorhaben. 
     Nähere Angaben: 

     
 FORMCHECKBOX 
 Das Vorhaben betrifft Minderjährige oder einwilligungs-
     unfähige Personen. 
     Nähere Angaben: 

     
 FORMCHECKBOX 
 Das Vorhaben bringt Risiken für die Beteiligten mit sich. 
Beschreibung solcher Risiken und Einschätzung des Nutzen-Risiko-Verhältnisses: 


 FORMCHECKBOX 
 Das Vorhaben bedarf nach dem Arzneimittelgesetz, der
     Strahlenschutzverordnung oder dem Medizinprodukte-
     gesetz der Zustimmung einer Ethikkommission.

 FORMCHECKBOX 
 Sonstige ethische Probleme: 
     
(  FORMCHECKBOX 
 Das Vorhaben soll durch eine Ethikkommission beraten
          werden. 

(  FORMCHECKBOX 
 Das Votum einer Ethikkommission liegt bereits vor.

Das Votum der Ethikkommission bitte dem Antrag beilegen bzw. nachreichen!


6. Anlagen
Folgende Anlagen sind dem Antrag beigelegt bzw. werden nachgereicht:

 FORMCHECKBOX 
 ausführliche Projektbeschreibung
  FORMCHECKBOX 
 liegt dem Antrag bei      FORMCHECKBOX 
 wird nachgereicht

 FORMCHECKBOX 
 Stellungnahme der Gemeinde
  FORMCHECKBOX 
 liegt dem Antrag bei      FORMCHECKBOX 
 wird nachgereicht

 FORMCHECKBOX 
 Kosten- und Finanzierungsplan
  FORMCHECKBOX 
 liegt dem Antrag bei      FORMCHECKBOX 
 wird nachgereicht

Weitere Anlagen/Unterlagen: 

(z. B. Stellungnahme des Datenschutzverantwortlichen, Votum der Ethikkommission, …)



 FORMCHECKBOX 

Die aktuelle Richtlinie des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit (StMUG) zur Förderung von Maßnahmen zur Steigerung der medizinischen Qualität in den bayerischen hochprädikatisierten Kurorten und Heilbädern sowie anerkannten Heilquellen- und Moorkurbetrieben habe ich zur Kenntnis genommen.

Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben im Antrag und in den Anlagen.
	Ort, Datum:      
Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers: 

_________________________________________

Bitte im Original unterschreiben!


Erklärung A - Erklärung zu den gemachten Angaben
Hinweis: 

Die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung vorstehender personenbezogener Daten sind nur zulässig, wenn der Betroffene (Antragsteller) eingewilligt hat (Art. 15 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Datenschutzgesetz). 
Für den Fall, dass hierzu die Einwilligung verweigert wird, kann der Antrag auf Zuschuss-gewährung u. U. nicht bearbeitet und der beantragte Zuschuss damit ggf. nicht bewilligt 
werden. 

Der/Die Antragsteller erklärt/erklären, dass

· mit der Durchführung der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und auch nicht vor 
Bekanntgabe des Zuwendungsbescheids begonnen wird;

 FORMCHECKBOX 
 für den Fall, dass bis zum beantragten Projektbeginn keine abschließende Förderent-
     scheidung getroffen werden kann, die Zustimmung zum „Vorzeitigen Maßnahme-
     beginn beantragt wird;
· er/sie für die Maßnahme zum Vorsteuerabzug

 FORMCHECKBOX 
 berechtigt ist/sind;
 FORMCHECKBOX 
 nicht berechtigt ist/sind;
· ihm/ihnen bekannt ist, dass wissentlich oder fahrlässig gemachte Angaben und Er-klärungen eine Rücknahme des Zuwendungsbescheids zur Folge haben können;
· er/sie damit einverstanden ist/sind, dass vorstehende Daten erhoben, elektronisch 
gespeichert und verarbeitet werden und im Falle einer Förderung eine Kurzdarstellung des Projekts öffentlich gemacht wird;
· er/sie damit einverstanden ist/sind, im Falle einer Förderung, die für eine Projektevalua-tion bzw. Gesamtevaluation benötigten Daten zur Verfügung zu stellen; 
 FORMCHECKBOX 
 Antrag und vorab per E-Mail gesendeter Antrag übereinstimmen.
 FORMCHECKBOX 
 folgende Änderungen im Antrag gegenüber dem vorab per E-Mail gesendeten Antrag 
 vorgenommen wurden:
     
     
	Ort, Datum:      
Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers: 

_________________________________________

Bitte im Original unterschreiben!


1. Strafgesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998 (BGBI I S. 3322)
§ 264
Subventionsbetrug
(1) Mit Freiheitsstrafe, bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person (Sub-ventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn oder den anderen vorteilhaft sind,

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention be-schränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwendet,

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventionsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt oder

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige Angaben erlangte Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche Tatsachen gebraucht.

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. 2Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter

1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege für sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Subvention großen Ausmaßes erlangt,

2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger missbraucht oder

3. die Mithilfe eines Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine Stellung missbraucht.

(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend.

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr.1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(5) 1Nach den Absätzen 1 und 4 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass auf Grund der Tat die Subvention gewährt wird. 2Wird die Subvention ohne Zutun des Täters nicht gewährt, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Gewähren der Subvention zu verhindern.
(6) 1Neben einer Freiheilsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straftat nach den Absätzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Abs. 2). 2Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, können eingezogen werden; § 74 a ist anzuwenden.

(7) 1Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist

1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil

a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 

b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll;
2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen Gemeinschaften, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird.

2Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 
Nr. 1 ist auch das öffentliche Unternehmen.

(8) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen,

1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber als subventionserheblich bezeichnet sind oder
2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetzlich abhängig ist.

2. Gesetz gegen missbräuchliche Inanspruch-nahme von Subventionen (Subventionsgesetz - SubvG) vom 29.07.1976 (BGBI I S. 2034, 2037)
§ 1

Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt, soweit Absatz 2 nichts anderes bestimmt, für Leistungen, die Subventionen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches sind.

(2) Für Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches sind, gelten die §§ 2 bis 6, soweit das Landesrecht dies bestimmt.

§ 2

Bezeichnung der subventionserheblichen

Tatsachen

(1) Die für die Bewilligung einer Subvention zuständige Behörde oder andere in das Subventionsverfahren eingeschaltete Stelle oder Person (Subventionsgeber) hat vor der Bewilligung oder Gewährung einer Subvention demjenigen, der für sich oder einen anderen eine Subvention beantragt oder eine Subvention oder einen Subventionsvorteil in Anspruch nimmt (Subventionsnehmer), die Tatsachen als subventionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches zu bezeichnen, die nach

1. dem Subventionszweck,

2. den Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften und Richtlinien über die Subventionsvergaben sowie

3. den sonstigen Vergabevoraussetzungen

für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils erheblich sind.
(2) Ergeben sich aus den im Subventionsverfahren gemachten Angaben oder aus sonstigen Umständen Zweifel, ob die beantragte oder in Anspruch genommene Subvention oder der in Anspruch genommene Subventionsvorteil mit dem Subventionszweck oder den Vergabevoraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 2, 3 im Einklang steht, so hat der Subventionsgeber dem Subventionsnehmer die Tatsachen, deren Aufklärung zur Beseitigung der Zweifel notwendig erscheint, nachträglich als subventionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches zu bezeichnen.

§ 3 

Offenbarungspflicht bei der Inanspruchnahme von Subventionen
(1) Der Subventionsnehmer ist verpflichtet, dem Subventionsgeber unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung der Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich sind. Besonders bestehende Pflichten zur Offenbarung bleiben unberührt.

(2) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwenden will, hat dies rechtzeitig vorher dem Subventionsgeber anzuzeigen.

§ 4

Scheingeschäfte, Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten
(1) Scheingeschäfte und Scheinhandlungen sind für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils unerheblich. Wird durch ein Scheingeschäft oder eine Scheinhandlung ein anderer Sachverhalt verdeckt, so ist der verdeckte Sachverhalt für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils maßgebend.

(2) Die Bewilligung oder Gewährung einer Subvention oder eines Subventionsvorteils ist ausgeschlossen, wenn im Zusammenhang mit einer beantragten Subvention ein Rechtsgeschäft oder eine Handlung unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten vorgenommen wird. Ein Missbrauch liegt vor, wenn jemand eine den gegebenen Tatsachen und Verhältnissen unangemessene Gestaltungsmöglichkeit benutzt, um eine Subvention oder einen Subventionsvorteil für sich oder einen anderen in Anspruch zu nehmen oder zu nutzen, obwohl dies dem Subventionszweck widerspricht. Dies ist namentlich dann anzunehmen, wenn die förmlichen Voraussetzungen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils in einer dem Subventionszweck widersprechenden Weise künstlich geschaffen werden.

§ 5

Herausgabe von Subventionsvorteilen
(1) Wer einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwendet und dadurch einen Vorteil erlangt, hat diesen dem Subventionsgeber herauszugeben.

(2) Für den Umfang der Herausgabe gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Auf den Wegfall der Bereicherung kann sich der Herausgabepflichtige nicht berufen, soweit er die Verwendungsbeschränkung kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

(3) Besonders bestehende Verpflichtungen zur Herausgabe bleiben unberührt.

§ 6

Anzeige bei Verdacht eines Subventionsbetrugs
Gerichte und Behörden von Bund, Ländern und kommunalen Trägern der öffentlichen Verwaltung haben Tatsachen, die sie dienstlich erfahren und die den Ver-dacht eines Subventionsbetrugs begründen, den Straf-verfolgungsbehörden mitzuteilen.

3. Gesetz über die Vergabe von Subventionen nach Landesrecht (Bayerisches Subventions-gesetz - BaySubvG, BayRS 453-1-W)

Art. 1

Für Leistungen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinn des § 264 des Strafgesetzbuchs1) sind, gelten die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen2) vom 29. Juli 1976 (BGBII S. 2037).
Art. 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in Kraft 3).
1) BGBl FN 450-2.       

2) BGBI FN 453-18.1-2.     

3) Betrifft die ursprüngliche Fassung vom 23. Dezember 1976 (GVBI S. 586).

Erklärung B - Subventionserhebliche Angaben

Subventionserhebliche Tatsachen im Rahmen des Zuwendungsverfahrens

- Förderung von Maßnahmen zur Steigerung der medizinischen Qualität 
in den bayerischen hochprädikatisierten Kurorten und Heilbädern sowie 
anerkannten Heilquellen- und Moorkurbetrieben -

Der Antragsteller ist unterrichtet, dass die Angaben
1. über den Antragsteller/Zuwendungsempfänger;

     
     
(bitte Name und Adresse einfügen) 

2. zum Subventionszweck und zum Vorhaben;

     
(bitte Projekttitel einfügen)
3. zu Kosten und Finanzierung des Projekts, insbesondere zum vom Maßnahmeträger zu tragenden Eigenanteil und auch zu anderen Finanzierungshilfen sowie zu Zuwendungen Dritter;

4. in den dem Antrag beizufügenden Unterlagen wie Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Haushalts- oder Wirtschaftsplänen, Überleitungsrechnungen; (sofern zutreffend)
5. zur Verwendung der Zuwendung; (Verwendungsnachweis)

6. zur Art und Weise der Verwendung der mit Hilfe der Zuwendung beschafften Gegenstände; (sofern zutreffend)

7. zum Beginn des Vorhabens;

8. in den vorzulegenden Mittelabrufen (insbesondere, dass die Zuwendung ausschließlich zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid näher bezeichneten Zuwendungszwecks verwendet und nicht zuwendungsfähige Beträge, Rückforderungen und Rückzahlungen abgesetzt wurden);

9. in den vorzulegenden Mitteilungen oder Sachberichten über den Projektstand;

      (sofern zutreffend)

10. zu den Mitteilungs- und Nachweispflichten nach Nrn. 5 und 6 der dem Zuwendungs-bescheid beigefügten Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen der Projektförderung (ANBest-P)

für die Gewährung bzw. Rückforderung der Zuwendung von Bedeutung und somit subventionserheblich im Sinne von § 264 Strafgesetzbuch sind. 

Der Antragsteller ist auf die Bestimmungen des Subventionsgesetzes vom 29.07.1976 (BGBI I 1976, 2034, 2037) in Verbindung mit Artikel 1 des Bayerischen Subventionsgesetzes vom 01.01.1983 (BayRS 453-1-W) hingewiesen worden.

Die Bestätigung des Antragstellers bezieht sich auf
a) den vorliegenden Antrag,
b) alle beigefügten Anlagen,
c) alle ergänzenden/weiteren Angaben.

Der Antragsteller ist weiterhin entsprechend § 4 des Subventionsgesetzes unterrichtet, wonach insbesondere Scheingeschäfte und Scheinhandlungen für die Bewilligung, Gewährung oder Rückforderung und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils unerheblich sind. Das bedeutet, dass für die Beurteilung der tatsächlich gewollte Sachverhalt maßgeblich ist.

Dem Antragsteller ist bekannt, dass vorsätzlich oder leichtfertig falsche oder unvollständige An-gaben sowie das vorsätzliche oder leichtfertige Unterlassen einer Mitteilung über Än-derungen in diesen Angaben die Strafverfolgung wegen Subventionsbetrug (§ 264 StGB) zur Folge haben können.

Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben im vorliegenden Antrag und in den Anlagen wird hiermit versichert.

Der Antragsteller ist verpflichtet, jede Änderung der Angaben unverzüglich anzuzeigen.

	Ort, Datum:      
Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers: 

__________________________________________

Bitte im Original unterschreiben!


Erklärung C - De-minimis-Erklärung des Antragstellers
im Sinne der EU-Gruppenfreistellungsverordnung für „De-minimis“-Beihilfen

Antragsteller:

     
Investitionsort:

     
Hiermit bestätigt der Antragsteller, dass er im laufenden Kalenderjahr sowie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren
 FORMCHECKBOX 
 keine 
 FORMCHECKBOX 
 folgende (siehe unten)
„De-minimis“-Beihilfen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, Amtsblatt der EU L 352 vom 24.12.2013, S. 1 ff., erhalten hat.
	Datum des Be willigungs-bescheids/ 
der Zusage
	Beihilfegeber
	Aktenzeichen
	Fördersumme 
in EUR
	Subventions-betrag
in EUR (brutto)

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	
	
	
	
	


Dem Antragsteller ist bekannt, dass

· die Gesamtsumme der dem Antragsteller gewährten „De-minimis“-Beihilfen in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 200.000,00 EUR nicht übersteigen darf,

· die vorstehenden Angaben subventionserheblich im Sinne von § 264 StGB in Verbindung mit § 3 Subventionsgesetz sind. 

Der Antragsteller verpflichtet sich, Änderungen der vorgenannten Angaben unverzüglich an die Bewilligungsbehörde zu übermitteln, sofern sie ihm vor der Bewilligung der beantragten Zuwendung bekannt werden.
	Ort, Datum:      
Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers: 

__________________________________________
Bitte im Original unterschreiben!


Erklärung D - Verpflichtung des Antragstellers
--- Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ---

Der Antragsteller erklärt, dass er 
 FORMCHECKBOX 
 einer Veröffentlichung seines vorgenannten Projektes durch die Bewilligungsbehörde  oder das StMGP zustimmt. 

 FORMCHECKBOX 
 bereit ist, in individueller Absprache an medienwirksamen Terminen persönlich teilzunehmen.

 FORMCHECKBOX 
 einverstanden ist, dass seine Kontaktdaten im Rahmen von Presseanfragen durch die Bewilligungsbehörde oder das StMGP weitergegeben werden und er für diese Anfragen grundsätzlich zur Verfügung steht.  
	Ort, Datum:      
Rechtsverbindliche Unterschrift des Antragstellers: 

__________________________________________
Bitte im Original unterschreiben!
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